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JUSTIZ   25.09.2006
Wir wollen unser Recht

Von Bartsch, Matthias; Fröhlingsdorf, Michael; Hipp, Dietmar; Ludwig, Udo; Kleinhubbert, Guido; Schmidt, Caroline; Verbeet, Markus; Wassermann, Andreas

Europarichter rügen lahme deutsche Gerichte, Staatsanwälte resignieren, Lobbyisten zerreiben Reformansätze: Die Krise der Justiz begünstigt Verbrecher, Bürger werden zu Opfern. 

Sein Motto stammt noch aus jener Zeit, in der er als Profi-Rennfahrer am Nürburgring an den Start rollte: "Wer zuerst bremst, der verliert", sagt Jürgen Gräßer, und gewinnen macht dem Unter-nehmer aus dem Saarland viel mehr Spaß. Also bremst er selten, und deshalb wird Gräßer am Donnerstag nächster Woche wohl einen millionenschweren Sieg einfahren, der in der deutschen Rechtsgeschichte seinesgleichen sucht.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat Gräßers Anwälten mitgeteilt, dass sie siegen werden in ihrem Prozess gegen die Bundesrepublik Deutschland. Ihr Mandant soll entschädigt werden, weil deutsche Behörden einen Rechtsstreit mit ihm über rund 30 Jahre gedehnt haben. Gräßer, 66, will 400 Millionen Euro - auch für entgangene Gewinne in all den Jahren. Wie viel da-von ihm die europäischen Richter zusprechen werden, ist noch unklar. Jedenfalls habe er allein für Prozesskosten bislang schon 21,8 Millionen Euro gezahlt, rechnet er vor.

Man schrieb das Jahr 1974, als Gräßer vor Gericht zog. Damals verfolgte Deutschland gebannt den Rücktritt Willy Brandts, die Zahl der Arbeitslosen hatte nicht einmal die Millionengrenze erreicht, und Gräßer wollte ein 8000 Quadratmeter großes Einkaufszentrum in Saarbrücken bauen - für viele Einzelhändler eine Bedrohung. Die Stadt stoppte das Projekt später, Gräßer wehrte sich und begann so seinen jahrzehntelangen Gang durch die Instanzen.

Mal verlor er, mal gewann er, Richter kamen und gingen, Gutachter brauchten Jahre. Und jetzt, am Ende, muss wohl der Steuerzahler aufkommen für etwas, das die Politik versäumt hat: Keiner Regierung ist es in den vergangenen Jahrzehnten gelungen, die deutsche Justiz so zu reformieren, dass sie einen solchen Rechtsstreit unter allen Umständen in vernünftiger Zeit schlichtet.

Das Recht hierzulande ist selbst für Fachleute ein kaum durchdringbarer Dschungel, die Justiz im internationalen Vergleich teuer und dennoch auf vielen Gebieten total überlastet. Ständig würden ihnen neue Aufgaben zugewiesen, gleichzeitig werde Personal abgebaut, klagten Experten wie der Stuttgarter Oberlandesgerichtspräsident Eberhard Stilz auf dem Deutschen Juristentag in der vergangenen Woche, dem wichtigsten deutschen Juristentreffen: Die gebeutelte Justiz produziere inzwischen "Gerechtigkeitsdefizite", so Stilz, und fördere den "Vertrauensverlust" in der Bevölkerung.
Aber jedes Mal, wenn die Politik sich an Reformen wagt, zerfleddern die Lobbygruppen, die in jede Gesetzgebungsarbeit liebevoll eingebunden werden, das meiste gleich wieder.

Die Richtervereinigungen stemmen sich gegen Neues, wenn sie angenehme Arbeitsbe-dingungen bedroht sehen, den Anwaltsverbänden kann die Prozessflut gar nicht hoch genug ansteigen. Hinzu kommt ein unter Juristen ohnehin recht verbreiteter Hang zum Konservativismus. "In der Justiz", klagt der sächsische Justizminister Geert Mackenroth (CDU), "sind die Beharrungskräfte besonders ausgeprägt."

So verkümmert denn auch derzeit die "große Justizreform", von den Länderministern einst mit Schwung begonnen. Auf einige Fragmente konnten sie sich im Juni nach fast zweijährigem Ringen zwar einigen - doch die werden wahrscheinlich auf ihrem Weg vom Bundesrat in den Bundestag weitgehend zerrieben, schon Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD) hat sich eher als Bremserin hervorgetan.

In einer Zeit, in der täglich Firmen pleite gehen, in der Spekulanten Millionen in Sekundenschnelle um die Welt verschieben können, in der ein falscher Satz in New York die Börse von Bombay Minuten später erzittern lassen kann, ist die deutsche Justiz ein Anachronismus geworden. Deutschlands Zivilgerichte arbeiten - trotz Reformen - meist im gemächlichen Takt des vorigen Jahrhunderts. Und die Finanz- und Sozialgerichte fallen noch immer durch Schnecken-tempo auf: "Unvertretbar lang", klagt der Deutsche Anwaltverein, seien dort die Erledigungszeiten.

Und nicht nur die Richter werkeln manchmal in biedermeierlicher Gemütlichkeit vor sich hin, auch die von ihnen beauftragten Gutachter brauchen mitunter Quartale für ein paar Dutzend Seiten einer Expertise. Und die rund 4500 Gerichtsvollzieher bundesweit benötigen dann Monate, um ein endlich gesprochenes Urteil schließlich auch zu vollstrecken. Wenn bei all dem noch ein paar ungünstige Zufälle zusammentreffen - hier mal ein überlasteter Richter, dort ein Staatsan-walt, der in den Ruhestand geht -, dauert ein Verfahren plötzlich Jahre, manchmal Jahrzehnte. So wird Gerechtigkeit zu einem Glücksfall. Und viele haben eben Pech.

Volkswirtschaftlich ist das verheerend: Jahrelange Prozesse um Baugenehmigungen schrecken Investoren ab, zähe Gerichtsverfahren um Mängel an Häusern, Autos oder Einbauküchen können Unternehmer wie Auftraggeber ruinieren.

Der Europarat fand 2002 in einer Studie heraus, dass deutsche Gerichte in Scheidungsfällen nicht nur langsamer arbeiten als der Durchschnitt der Länder der alten Europäischen Union - und das, obwohl sie weniger zu tun haben als viele. Die deutsche Justiz ist für den Steuerzahler auch teuer und beschäftigt obendrein die meisten Richter (siehe Grafik Seite 52).
Schuld ist auch das Recht selbst: Das zu großen Teilen aus der Zeit Wilhelms II. stammende deutsche System ist nach etwa 130 Jahren Fortentwicklung extrem verästelt und kompliziert, weil die deutsche Jurisprudenz nach Gerechtigkeit in jedem Einzelfall strebt.

Die dafür notwendigen Verrenkungen beginnen bereits beim Gesetzgeber. Dieser deliriere "im Paragrafenrausch", diagnostiziert der Rechtsexperte Wieland Kurzka. Das beste Beispiel dafür ist Kurzkas Ansicht nach "das Steuerrecht mit den tausend Ausnahmebeständen". Als das World Economic Forum im vergangenen Jahr mehrere hundert Unternehmen aus aller Welt die Transparenz und Effizienz der Steuersysteme in 104 Ländern bewerten ließ, schnitt Deutschland denkbar schlecht ab: als Schlusslicht. Kurz hinter Uganda und Honduras.

Und leiden erst einmal die Gesetze unter Fettsucht, greift die Krankheit schnell auf andere Gebiete über. Denn, so Kurzka, "je feiner die Regelungen gesponnen werden, desto mehr Abgrenzungs-fragen und Gerechtigkeitsprobleme entstehen". Inzwischen würden schon 60 Prozent der Steuer-rechtsliteratur der gesamten Welt in Deutschland produziert.

Auch deutsche Gerichtsurteile sind sehr lang, mitunter erreichen sie den Umfang von Doktorarbeiten. "Besonders akademisch" sei etwa die Herangehensweise der Verwaltungsrichter, klagt Eibe Riedel, Professor für Deutsches und Ausländisches Öffentliches Recht in Mannheim - während etwa die englischen Richter nur entschieden, "was auch unbedingt entschieden werden muss".

Das deutsche System komme aber vor allem deshalb relativ langsam zu abschließenden Urteilen, weil in ihm "wirklich jede Fliege ernst genommen wird", spottet Gerhard Wagner, Professor für Privatrecht an der Universität Bonn: Grundsätzlich könnten sich alle Kläger in fast jedem Fall aller Rechtsmittel bedienen.

"Ist es nicht ein bisschen übertrieben", fragt Jerzy Montag, der rechtspolitische Sprecher der Grünen-Fraktion im Bundestag, "dass mir für Streitigkeiten unter 5000 Euro drei Instanzen zur Verfügung stehen?"

Ist es zum Beispiel wirklich nötig, dass sich sechs Jahre lang zwei Anwälte und drei Gerichte mit der Frage befassen, wann eine Markise eine Markise ist? Grund für diese kleinkarierte Denksportaufgabe ist der Streit um einen Schattenspender im Garten des Restaurants Gallo Nero im Hamburger Stadtteil Winterhude. Gastronom Corrado Falco und seine Frau Anja Lindenberg hatten die 40 Quadratmeter große Markise im Jahr 2000 über ihrer genehmigten Sonnenterrasse anbringen lassen. Doch die Handwerker hatten geraten, die Konstruktion mit drei Pfosten zu stützen. Genau diese Träger allerdings störten die Bauaufsicht, abbauen wollte Gastwirt Falco den Sonnenschutz jedoch auf keinen Fall. Er klagte gegen die Verfügung - und löste damit einen jahrelangen Rechtsstreit aus, der das Paar ("Wir wollen nur unser Recht") bislang 40 000 Euro kostete.

Es ist auch keine Seltenheit, dass Verfahren lange dauern, weil Beamte oder Richter - wie im Fall Gräßer - schlampen. Seit November 1998 hat allein der Europäische Gerichtshof für Men-schenrechte die Bundesrepublik Deutschland 22-mal wegen überlanger Verfahren zu Geldstrafen verurteilt. Denn in Artikel 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention steht, dass jeder das Recht habe, seine Zwistigkeiten vor einem "unabhängigen und unparteiischen" Gericht verhandeln zu dürfen - und zwar "innerhalb angemessener Frist". Schlimmer noch ist, dass jedes Jahr wegen zäher Verfahren mutmaßliche Mörder und gefährliche Gewalttäter aus der Untersuch-ungshaft entlassen werden müssen. Denn länger als sechs Monate darf in der Regel kein Gericht einen Inhaftierten auf seine Verhandlung warten lassen. Im Jahr 2002 sind auf diese Weise allein in den Oberlandesgerichtsbezirken Celle, Hamm, Koblenz und Hamburg 20 mutmaßliche Schwerverbrecher freigekommen.

Einwände, man habe so lange gebraucht, weil man generell überlastet sei, lassen die zuständigen Gerichte nicht gelten: Ein Angeklagter habe es schließlich nicht auszubaden, wenn die Hüter des Rechts ihre Aufgaben nicht bewältigten.

Die Probleme der Justiz, so der Frankfurter Rechtslehrer Erich Schöndorf, der fast 20 Jahre lang als Staatsanwalt gearbeitet hat, begännen "ganz früh". Nämlich "dann schon, wenn sich junge Menschen mit durchschnittlichen Abi-Noten aus Verlegenheit für das Jura-Studium entscheiden". Am Ende stünden "nicht selten ängstliche, zu frühem Resignieren neigende Richter und Staatsanwälte".

Und sind die Richter erst einmal im Amt, residieren sie in einem System, das Leistung nicht belohnt und Faulheit fördert. Die langen Verfahrenszeiten lägen auch an der "zu hoch gehan-genen richterlichen Unabhängigkeit", sagt der hannoversche Zivilrechtler Christian Wolf - kein Mensch darf einem Richter sagen, was er wann zu erledigen hat. Und wenn der Richter lieber im Garten sitzt, als zu arbeiten, kann er das ungestraft tun. "Doch wie will man dieses Problem jetzt beheben", fragt Wolf, "soll man die prämieren, die besonders schnell und skrupellos die Akten weg hauen?"

In Frankreich und Spanien haben die Regierungen genau diesen Weg gewählt: Inzwischen wird ein Teil der Besoldung dort nach Leistungskriterien ausgezahlt - wer mehr schafft, hat mehr im Portemonnaie. In Deutschland haben sich die Richter bislang jedoch gegen derlei Ansinnen gewehrt, mit Verweis auf den Artikel 97 Absatz 1 Grundgesetz. Der garantiert die richterliche Unabhängigkeit, und danach sollen sogar feste Arbeitszeiten verfassungswidrig sein.

Statt die einzelnen faulen Richter auf Trab zu bringen, wird einfach gespart, was die Probleme meist verschlimmert. Die Bundesländer setzen die Gerichte seit Jahren auf Diät: Im Vergleich zu 1993 gab es in Schleswig-Holstein im vor vergangenen Jahr 84, in Baden-Württem-berg sogar 317 Richter weniger. Um die Gerichte nicht nur schlanker, sondern auch schneller zu machen, müssten aber auch die Gesetzeswerke ausgemistet werden. Und da hapert es. Die Kürzungen bewirkten heute, sagt der Stuttgarter Amtsgerichtspräsident Helmut Borth, "dass die Richter dermaßen unter Druck stehen, dass sie sich nicht mehr mit der gebotenen Zeit einem Fall zuwenden können". Und Borth ist kein Bremser, sein Gericht zählt zu den schnell-sten der Republik.

Welchen Einfluss die Länder nehmen könnten, zeigen die regionalen Unterschiede. Die Zivilgerichte in Mecklenburg-Vorpommern waren 2004 im Schnitt fast zwei Monate langsamer als die Kollegen in Bayern oder Baden-Württemberg, die Verwaltungsgerichte Brandenburgs brauchen fast 23 Monate länger als die in Rheinland-Pfalz (siehe Grafik Seite 56). Aber da die Staatskassen leer sind, werden Justizminister weiter sparen. Neue Stellen gebe es nicht, so die bayerische Justizministerin Beate Merk (CSU): "Soll der Staat dafür bei der Bildung sparen? Oder die Sozialhilfe kürzen?" Der finanzielle Spielraum sei ausgeschöpft.

Nur wird Gerechtigkeit so immer mehr zum Glücksfall. Und Glück haben vor allem jene, die genug Geld haben, um unendlich lange Verfahren durchzustehen.

Pech hingegen haben Leute wie der Münchner Bauunternehmer Adolf Geier-Leisch: Im Juni 1997 erstattete er Strafanzeige, neun Jahre später hat er immer noch nichts erreicht. Und Geier-Leisch ist inzwischen nicht nur pleite, die vielen Jahre des Rechtsstreits haben ihn auch zermürbt: Er musste seine Firma dichtmachen, er verlor sein Haus, das Auto, alles, was er besaß. Dann ging auch noch seine Ehe in die Brüche. Heute zieht er als Vagabund durchs Land. "Ein Leben", sagt er, "ist das nicht mehr."

In die Mühlen der Justiz geriet der Geschäftsmann, weil er als Subunternehmer Mitte der Neunziger am ostdeutschen Prestigestandort Schwarze Pumpe gearbeitet hatte. Damals erfuhr er, dass ein Kunde wohl nicht zahlen könne. Umgehend wollte er die Arbeiten einstellen - doch die Mitarbeiter der Bank überzeugten ihn weiterzumachen. Was er später erfuhr: Seine bayerische Hausbank war auch die Bank des blanken Geschäftspartners. Sie habe mit seinem Geld "die Löcher gestopft, die ihr in der anderen Firma entstanden" seien, behauptet er - was die Bank vehement bestreitet.

Er hatte Argumente: Ein Zwischenbericht der Kriminalpolizei gab ihm ebenso recht wie ein Gutachten. Dennoch kam das Strafverfahren nie richtig in Schwung: Erst wechselten zweimal die Staatsanwälte, die neuen Ermittler brauchten jeweils Jahre, um sich einzuarbeiten. Bis zur Anklage dauerte es sechs Jahre. Ein Sachverständiger benötigte allein drei Jahre für ein Gutachten von knapp hundert Seiten.

Die Richter wurden ausgetauscht, monatelang war die zuständige Wirtschaftsstrafkammer zudem durch Großprozesse blockiert. Geier-Leischs Verfahren ist bis jetzt nicht abgeschlossen. Der Unternehmer, der ihn in den Ruin gezogen hatte, starb, bevor das Verfahren zu Ende war. Ein Geschäftsführer wurde schließlich wegen Betrugs zu drei Jahren Gefängnis auf Bewährung verurteilt. Die Bankmanager wurden indes nie belangt. "Was soll ich denn noch alles machen, um an mein Geld zu kommen"?, fragt der Mann, der inzwischen von Hartz IV lebt. "Soll ich mich selbst anzünden oder eine Bombe werfen?"

Glück haben im aktuellen Rechtssystem da schon eher die gewieften Wirtschafts-kriminellen, die sich besonders schlaue Tricks ausgedacht haben, um den Staat oder andere Bürger um ihr Geld zu bringen. So schlaue Tricks, dass es besonders schlauer Staatsanwälte mit besonders viel Geduld bedürfte, um ihnen auf die Schliche zu kommen.

Dafür fehle ihnen aber oft die Zeit, stellte der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs unter dem Vorsitz der jetzigen Generalbundesanwältin Monika Harms im letzten Dezember fest. Und prangerte eine der größten Ungerechtigkeiten der deutschen Justiz an: "Bei einer Vielzahl von großen Wirtschaftsstrafverfahren" erfolge eine "adäquate Bestrafung allein deswegen nicht", weil "keine ausreichenden personellen Ressourcen zur Verfügung stehen". Solche Verfahren dauerten überdies häufig derart lange, dass allein deswegen eigentlich angemessene Freiheitsstrafen verkürzt werden müssten.

Geregelt werden aufwendige Wirtschaftsstrafverfahren inzwischen häufig mit Hilfe sogenannter Deals, einer Mauschelei also. Denn wenn gedealt wird, gleichen Gerichte orientalischen Basaren. Verteidiger, Richter und Staatsanwälte pokern dann mit allem, was sich in den Pott werfen lässt: Verfahrensdauer gegen Strafhöhe, Kooperation mit den Ermittlern gegen Haftverschonung.

Besonders engagierte Staatsanwälte geraten da oft an ihre Grenzen. Eine versierte Ermittlerin beobachtet bei sich und ihren Kollegen zunehmend Frust, der so manche Staatsanwälte, keineswegs nur labile, zum Therapeuten treibt: "Die sagen dann gern, man solle sich die Sache nicht so zu Herzen nehmen, unsere Aufgabe sei doch nicht, Gerechtigkeit zu schaffen."

Nicht?

Auch bei zivilrechtlichen Streitigkeiten setzen viele Menschen, viele Unternehmen, ja selbst der Staat auf den Faktor Zeit, um sich aus der Malaise hinauszuwurschteln. Besonders schwer tun sich die deutschen Gerichte bei Baustreitigkeiten. Denn für Prozesse um neu gebaute Einkaufszentren oder selbst Einfamilienhäuser müssen fast immer komplizierte Gutachten ange-fertigt werden. Bis die Sachverständigen schließlich zu Ergebnissen kommen, dauert es oft Jahre. Aber selbst wer das Glück hat, vor Gericht recht zu bekommen, hat davon mitunter wenig. Denn clevere Schuldner überschreiben ihr Vermögen der Ehefrau, lassen Fristen verstreichen oder öffnen dem Gerichtsvollzieher einfach nicht die Tür, um Zeit zu schinden.

Inge Hochheimer, 67, aus Frankfurt am Main vertraut schon lange nicht mehr auf den Rechtsweg. Dreimal hatte die Inhaberin eines kleinen Schlossereibetriebs "vollstreckbare Titel" gegen säumige Zahler erwirkt, doch außer Anwalts- und Gerichtskosten hatte sie nichts davon. Dass es ihre eigene Firma trotzdem noch gibt, schreibt Hochheimer nicht zuletzt der Erkenntnis zu, dass man sich notfalls selbst Recht verschaffen kann, wenn der Staat einen im Stich lässt. Statt auf Gerichtsvollzieher vertraut sie inzwischen auf persönliche Auftritte.

Als sie jüngst einen Schuldner im Odenwald besuchte, traute sie ihren Augen kaum: Der Mann, der seit Monaten nicht zahlte, hatte einen schicken Porsche vor der Haustür stehen "und machte auch sonst ganz und gar nicht den Eindruck, als sei die Armut bei ihm ausgebrochen". Das erbitterte die resolute Unternehmerin derart, dass sie dem Schuldner hart auf die Pelle rückte: "Der war so verdattert", berichtet Hochheimer, "dass er sofort einen Scheck ausfüllte." 
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